
5

InlandMittwoch, 21. Oktober 2020

SVPsammelt
gegenCO2-Gesetz
Referendum Aus Sicht der SVP
enthält das neue CO2-Gesetz zu
viele Verbote. Die Partei unter-
stützt deshalb das Referendum
gegen die Vorlage. Das vom Par-
lament in der Herbstsession ver-
abschiedete Gesetz sei «total
missraten», sagte SVP-Präsi-
dent Marco Chiesa vor den Me-
dien. Mit weiteren Partei-
exponenten bezeichnete er die
Vorlage als ein «Bürokratie-
monster», das die Allgemein-
heit in den kommenden Jahren
30 bis 40 Milliarden Franken
kosten werde. Statt neuer Regu-
lierungen brauche es Investitio-
nen in innovative Technologien.
Die Schweiz habe nur einen äus-
serst beschränkten Einfluss auf
das weltweite Klima, so Chiesa
weiter. Zudem sei sie bereits
heute energietechnisch vorbild-
lich unterwegs und habe die
Pro-Kopf-Emissionen in den
letzten zehn Jahren um 20 Pro-
zent reduziert. (chm)

QuarantänefürKinder–machtdasSinn?
Selbst Chindsgi-Schüler werden abgeschottet. Wer zu Hause bleiben muss, wird nur in den wenigsten Fällen positiv getestet.

Kari Kälin

17 Kindergärtler und 57 Schüler
eines Schulhauses im berni-
schen Langenthal befinden sich
in Quarantäne. Eine Betreuerin
der Tagesschule war positiv auf
das Coronavirus getestet wor-
den, wie die Stadt auf Anfrage
mitteilte. Das gleiche Schicksal
teilen derzeit die Kinder eines
Kindergartens der Stadt Luzern.
In der Nachbarstadt Kriens wa-
ren im August 20 Kinder in
Hausarrest geschickt worden,
um ein weiteres Beispiel zu nen-
nen. Für viele Eltern stellt sich
das gleiche Problem wie wäh-
rend des Lockdowns im Früh-
ling: Kinderbetreuung und Be-
ruf unter einen Hut zu bringen.

Bloss: Macht es überhaupt
Sinn, im Kampf gegen die Aus-
breitung der Pandemie präven-
tiv auch Kindergärtler abzu-
schotten? Schliesslich spielen
die Kinder bei der Übertragung
des Virus keine wesentliche Rol-
le, wie das Bundesamt für Ge-
sundheit schon lange feststellte.
Sie erkranken seltener an Co-
vid-19 und geben die Seuche
auch seltener weiter.

Man verhänge nicht in je-
dem Fall Quarantäne für Kin-
dergärtler, sagte Thomas Stef-
fen, Kantonsarzt Basel-Stadt,
Vorstandsmitglied der Vereini-
gung der Kantonsärztinnen und
Kantonsärzte, gestern an der
Pressekonferenz des Bundes in
Bern. Wenn zum Beispiel eine
Lehrperson und ein Kind positiv
getestet werden und drei weite-
re Erkältungssymptome aufwei-
sen, schicken die Behörden die
Kinder in Quarantäne. «Damit
wollen wir eine mögliche epide-
miologische Dynamik rund um
die Lehrperson vereiteln», sag-
te Steffen. Sei zum Beispiel nur
ein Kind betroffen, begebe sich
dieses in Isolation, ohne dass all
dessen Klassenkameraden in
Quarantäne landen.

Knapp 25000 Personen ste-
hen aktuell unter der zehntägi-

gen Quarantäne. Nur die we-
nigsten, die sich auf Geheiss der
Behörden in den eigenen vier
Wänden verschanzen müssen,
haben sich tatsächlich mit dem
Coronavirus angesteckt. Die
Zahl variiere von Kanton zu
Kanton und bewege sich im ein-
stelligen oder niederen zweistel-
ligen Prozentbereich. Mit ande-
ren Worten: Tausende Gesunde
sind zum Nichtstun gezwungen.
Wirtschaftsvertreter hoffen
schon lange, dass der Bund die
Quarantäne bald verkürzt. Die
Zeichen dafür stehen nicht
schlecht. Stefan Kuster vom
Bundesamt für Gesundheit liess
durchblicken, dass dieses soge-
nannte Schnelltests bald zulas-
sen werde. Wie sie genau einge-
setzt werden, ist noch offen.

Kurzlockdowns
sindeineOption
Der Bund vermeldete gestern
3008 laborbestätigte Neuinfek-
tionen. Zurzeit stecken sodann
10 Personen 16 weitere an. Das
erklärt den exponentiellen An-
stieg der Neuinfektionen. Auch
die durch Covid-Patienten be-
setzten Spitalbetten verdoppeln
sich aktuell im Wochenrhyth-
mus. Bis die neuen Massnah-
men des Bundes die Kurve wo-
möglich abbremsen, wird es
noch einige Tage dauern.

Einen Lockdown wie im
Frühling wollen die Behörden
unter allen Umständen vermei-
den. Kuster schliesst es indes
nicht aus, je nach Verlauf der
Epidemie auf Kurzlockdowns
von zum Beispiel zwei Wochen
zu setzen. Derzeit prüfen einige
Länder diese Massnahme. Kus-
ter gab jedoch zu bedenken,
dass sie in der Praxis noch nicht
erprobt worden sei. Was solche
Kurzlockdowns tatsächlich brin-
gen würden, sei offen. Kuster
sieht auch kommunikative Her-
ausforderungen: Was tun, wenn
die Zahlen der Neuinfektionen
nach dem Kurzlockdown gar
nicht sinken?

Absage an baldige Grenzschliessung
Nach den Erfahrungen vom März wollen Politiker auf die Massnahme möglichst verzichten.

Die neuen Infektionszahlen ver-
ursachen beim nördlichen
Nachbarn Nervosität. Der baye-
rische Innenminister Joachim
Herrmann erklärte gegenüber
Zeitungen der Funkegruppe:
«Die Diskussion um verstärkte
Grenzkontrollen könnte wieder
aufflammen, falls das Infek-
tionsgeschehen in den Nachbar-
ländern ausser Kontrolle gerät.»
In Tschechien, Österreich und
der Schweiz ist die Zahl der In-
fektionen stark angestiegen.
Schliessen bald die Grenzen?

Aussenpolitiker lehnen ein sol-
ches Vorgehen ab. «Aufgrund
der schlechten Erfahrung im
März sollten wir uns hüten, die
Grenzen wieder zu schliessen»,
sagt CVP-Nationalrätin Elisa-
beth Schneider-Schneiter (BL)
und erinnert an das Chaos, das
sich im März an der Grenze ab-
spielte. Mit über 300 000 Per-
sonen, die als Grenzgänger täg-
lich in die Schweiz pendeln, las-
se sich die Grenzkontrolle kaum
bewerkstelligen. Zudem wollten
auch die Nachbarländer wirt-

schaftliche Schäden möglichst
abwenden. Ständerat Damian
Müller (FDP/LU) geht ebenfalls
davon aus, dass die Grenzen vor-
erst offen bleiben. Falls Schlies-
sungen trotzdem wieder disku-
tiert würden, sei die Situation
der Grenzgänger besonders zu
beachten: «Wir sollten uns an
Lebensräumen, nicht an Gren-
zen orientieren.»

Der St. Galler Nationalrat
Roland Büchel (SVP) hält wenig
vom aktuellen «Panikmodus»
in Europa. Er sagt aber: «Um das

Virus einzudämmen, ist die
Schliessung der Grenzen das
wirksamste Mittel.» Allerdings
müsste die Einreise für Grenz-
gänger weiterhin möglich sein.

Auch auf Regierungsebene
besteht ein Interesse, Grenzen
offen zu halten. In der hiesigen
Verwaltung sind Schliessungen
derzeit «kein Thema», wie es
heisst. Und in Deutschland
lehnte Stephan Mayer, Staatsse-
kretär im Bundesinnenministe-
rium, erneute Grenzschliessun-
gen ausdrücklich ab. (wan)

Coronaprävention bei den Kleinsten: Kindergärtler üben das Händewaschen. Bild: Ennio Leanza/Keystone (Zürich, 11. Mai 2020)

EinVolkvonOptimisten
In den grössten Herausforderungen für die Schweiz sieht die Mehrheit der Bevölkerung: Chancen.

Klimakrise, Finanzierung des
Gesundheitssystems, Beziehun-
gen zur Europäischen Union:
Das sind vor allem mühsame
Probleme. Und doch sieht, ge-
mäss einer repräsentativen Um-
frage, ein grosser Teil der
Schweizer darin eine Chance
auf positive Veränderungen.

67 Prozent der Bevölkerung
glauben, dass die sieben gröss-
ten Herausforderungen für die
Schweiz, wozu auch die Digita-
lisierung, Wachstum, die Alters-
vorsorge und die Zuwanderung
gehören, Chancen bieten.

Für das sogenannte «Chan-
cenbarometer» befragten For-
scher 3298 Schweizer. Es soll
der Gegenpol sein zum oft zitier-
ten Sorgenbarometer, das die
Befürchtungen der Bevölkerung
misst.

Laut der neuen Umfrage
glaubt jeder zweite Schweizer,

dass die Klimaerwärmung eine
«äusserst grosse Herausforde-
rung» sei. Bei den unter 35-Jäh-
rigen sind es fast zwei Drittel.
Zugleich vertreten 28 Prozent
die Ansicht, dass die Klimafrage
sehr grosse Chancen für positi-
ve Veränderungen bereithalte.
12 Prozent sagen hingegen, dass
dies überhaupt nicht der Fall sei.
Das Volk ist hier stärker gespal-
ten als bei jedem anderen abge-
fragten Thema.

Die einzige Problematik, bei
der die Bürger eher grosse
Chancen als Herausforderun-
gen sehen, ist die Digitalisie-
rung. Ein Fünftel hofft hier auf
grosse positive Veränderungen,
17 Prozent sehen äusserst gros-
se Herausforderungen kom-
men. Die Befragten konnten
sich auch inhaltlich zu konkre-
ten Hoffnungen äussern. «Die
automatisierte Erledigung müh-

samer, repetitiver Arbeiten kann
Freiräume schaffen für ein so-
zialeres Arbeiten miteinander»,
sagte ein 37-jähriger Teilnehmer
aus Baar ZG in der Umfrage.

Die Umfrage offenbart
Unterschiede zwischen Bevöl-
kerungsgruppen: Besonders auf-
fällig ist der Unterschied zwi-

schen den Generationen. Über
65-Jährige sehen die Schwierig-
keiten, auf die die Schweiz zu-
steuert, deutlich lockerer als
unter 35-Jährige. Bei allen Fra-
gen ausser der Zuwanderung
liegt der Unterschied zwischen
Älteren und Jüngeren bei rund
zehn Prozentpunkten. Beson-

ders krass ist die Differenz bei
der Altersvorsorge, wo 78 Pro-
zent der über 65-Jährigen Chan-
cen sehen, aber nur 60 Prozent
der Jungen.

Ausserdem blicken Gross-
städter optimistischer auf kon-
troverse Themen. Vor allem bei
den Beziehungen zur Europäi-
schen Union und der Zuwande-
rung ist die Landbevölkerung
deutlich pessimistischer einge-
stellt, als die Stadtbewohner es
sind. Nur mit Blick auf das Ge-
sundheitssystem sieht die länd-
liche Schweiz mehr Chancen als
die urbane.

Hinter dem Projekt steht
eine Stiftung der schwerreichen
Unternehmer Jobst Wagner und
Hansjörg Wyss. Beide betätigen
sich seit längerer Zeit als
Mäzene.

Leo Eiholzer
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